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oa: Frau Schöne, Sie haben Anfang 2017 Arno Hartung 
als neue Geschäftsführerin der Olympiapark GmbH ab-
gelöst. Mit welchen Gefühlen haben Sie die neue Her-
ausforderung angenommen?
Schöne: Ich habe immer schon gerne Perspektiven ge-
wechselt. Die Arbeit mit und für den Olympiapark 
könnte kaum vielseitiger sein. Zunächst war ich einige 
Jahre im Bereich des Beteiligungsmanagements für den 
Olympiapark auf Seiten der Gesellschafterin des Olym-

piaparks, der Stadt München, tätig. Später wechselte 
ich in die Betreibergesellschaft, wo ich unter anderem 
für die Finanzen, Personal und interne Themen zustän-
dig war. Der Olympiapark ist eine Herzensangelegen-
heit für mich.

oa: Wie ist der Olympiapark aktuell personell aufge-
stellt? 
Schöne: Aktuell beschäftigen wir etwa 100 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in vier Abteilungen: In den Be-

reich der Betriebswirtschaft fallen vor allem Finanzen 
und Personal. Die beiden Bereiche Dauerbetriebe und 
Veranstaltungen haben wir erst in den letzten Monaten 
voneinander gelöst, diese beinhalten unsere beiden 
Profit Center. Die Abteilung Technik kümmert sich 
letztlich um infrastrukturelle und technische Fragestel-
lungen in Zusammenhang mit Veranstaltungen. Wobei 
das Facility Management seit 2007 nicht mehr darunter 
fällt, da es von den Stadtwerken München übernom-
men wurde. Darüber hinaus haben wir noch 13 Be-
schäftigte am Ruder- und Kanuzentrum 
Oberschleißheim und etwa 40 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Olympiastützpunkt Bayern, der im 
Olympiastadion beheimatet ist.

oa: Der Olympiapark gehört zu den architektonisch 
und landschaftlich prägenden Orten Münchens. Wie 
viele Besucher hat der Olympiapark pro Jahr?
Schöne: Im Jahr 2016 hatten wir in den Freizeit- und 
Dauereinrichtungen knapp 1,6 Mio. Gäste und bei 
404 Veranstaltungen ca. 2,5 Mio. registrierte Besucher. 
Darüber hinaus ist der Olympiapark ein beliebtes Nah-
erholungsgebiet, sodass wir pro Jahr zusätzlich mehrere 
Millionen Besucherinnen und Besucher in unserem 
Park haben. Der Olympiapark ist nach wie vor eine der 
bedeutendsten nationalen wie internationalen Veran-
staltungsstätten und vor allem das bestgenutzte olym-
pische Gelände.
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oa: Seit 2007 laufen umfangreiche Reno-
vierungsmaßnahmen in der Olympiahalle, 
die bis 2019 abgeschlossen sein sollen. Was 
folgt noch?
Schöne: Der Erhalt der bestehenden Infra-
struktur ist ein zentrales Ziel unserer Ar-
beit, weshalb wir seit mittlerweile zehn 
Jahren einen entsprechenden Maßnah-
menkatalog abarbeiten. Aktuell geht es um 
die Themen Betriebstechnik und Brand-
schutz, die erneuert werden müssen und 
damit den Abschluss des Maßnahmenpa-

kets in der Olympiahalle bilden. Das 
nächste große Projekt ist dann das Olym-
piastadion.

oa: Was ist dort in welchem Umfang vor-
gesehen?
Schöne: Es ist einfach wunderbar, im 
Olympiastadion über die Gegentribüne auf 
den Park hinauszuschauen. Architekto-
nisch hat es sich sicherlich gelohnt, alles 
beim Alten zu belassen, aber klar ist auch, 

dass unser Stadion den heute üblichen 
Standards nicht genügt, auch wegen der 
fehlenden Komplett-Überdachung. Aber 
das Hauptaugenmerk liegt nicht auf Ver-
schönerungen, sondern auf dringend nöti-
gen Updates – sowohl im Hinblick auf die 
Erfüllung der Vorgaben der Versammlungs-
stättenverordnung, aber auch, um Stan-
dards zu erfüllen. Es wird viele Bereiche 
betreffen, die der Besucher auf den ersten 
Blick nicht wahrnimmt, aber für das Erleb-
nis von Events und den täglichen Betrieb 

des Stadions unverzichtbar sind. Dazu ge-
hören unter anderem die Betriebs- und 
Haustechnik, neue Elektroleitungen, die 
Modernisierung der Sanitäranlagen, An-
passungen beim Brandschutz, die Erneue-
rung der Regiekanzel sowie ein neuer 
Bodenbelag in der 1. Ebene und diverse 
Renovierungen im Innenraum. Die erste 
Grobkostenschätzung geht von Kosten in 
Höhe von etwa 76 Mio. Euro aus. Eine 
nicht unerhebliche Summe, die natürlich 

auch bei unserer Gesellschafterin, der 
Stadt München, für Diskussionen sorgt. 
Aktuell läuft eine detaillierte Kostenbe-
rechnung. Fakt ist aber auch, das Olym-
piastadion ist das Herzstück des 
Olympiaparks und eine Stadt wie Mün-
chen benötigt ein solches Stadion, um be-
sondere Events, wie unter anderem 
Open-Air-Konzerte, abbilden zu können.

oa: Wie sieht der Zeitplan der Sanierung 
aus?
Schöne: Da wir noch die finale Zustim-
mung des Stadtrates benötigen, wird es 
noch einige Zeit dauern, bis das Projekt 
umgesetzt werden kann. Selbst wenn alle 
Parteien zustimmen, könnten wir wahr-
scheinlich erst 2023 mit der Sanierung be-
ginnen, die etwa 5 bis 6 Jahre dauern 
wird. Angedacht ist, das Stadion dann von 
Oktober bis März für die Renovierungsar-
beiten zu schließen und im Sommer je-
weils mit den Arbeiten zu pausieren, um 
Events zu veranstalten. So dürfte der Be-
trieb kaum gestört sein.

oa: Welche Rolle spielt der Denkmalschutz 
bei der Umgestaltung? 
Schöne: Eine riesige Rolle! Der Olympia-
park steht unter Ensemble-Schutz mit un-
seren drei Einzel-Denkmälern – 
Olympiastadion, Olympiahalle und Olym-
piaturm. Das bedeutet, dass der Denkmal-
schutz auch nach innen gerichtet ist. Selbst 
die Farbe der Bestuhlung muss mit dem 
Denkmalschutz im Einklang stehen. Hinzu 
kommt dann natürlich auch das Urheber-
recht des Architekten. So muss bei sämtli-
chen Maßnahmen eine enge Abstimmung 
erfolgen. Es geht oft darum, Kompromisse 
zu finden – das haben wir aber in der Ver-
gangenheit meist geschafft. Auf der ande-
ren Seite ist der Denkmalcharakter unserer 
Gebäude natürlich auch ein Pfund, von 
dem wir stark profitieren. Die Architektur 
ist immer noch zeitgemäß, und der Olym-

piapark wurde als demokratisches Gelände 
konzipiert – aktueller denn je. Wir sind 
stolz, Hüter dieses Erbes zu sein und sehen 
den Denkmalschutz nicht als Begrenzung, 
sondern als Bereicherung – auch wenn es 
nicht immer einfach ist.

ao: Auch aufgrund des Denkmalschutzes 
hat das Olympiastadion wieder einen Rasen 
bekommen… 
Schöne: Ja, das stimmt. Seit April liegt wie-
der ein neuer Rasen im Olympiastadion. 
Damit können wir wieder Sportveranstal-
tungen ins Stadion holen – im September 
zum Beispiel das Rugby-7-Turnier.

ao: Seit einiger Zeit wird in München ein 
Hallenprojekt mit Red Bull und dem FC 
Bayern an der Spitze diskutiert. Wie sehen 
Sie das Projekt?
Schöne: Wir wünschen uns sehr, dass die-
se Halle kommt. Die neue Sportarena wird 
eine Lücke schließen und Multifunktionali-
tät in einer völlig neuen Dimension ermög-
lichen. Die Stadt ist als Ankermieter in der 
neuen Halle vorgesehen und würde die 
Flächen dem Breitensport zur Verfügung 
stellen. Die Vorzeichen mit zwei mögli-
chen Hauptnutzern (LHM und FC Bayern) 
stehen sehr gut. Wir hoffen auf eine Eini-
gung zwischen der Stadt München und 
dem FC Bayern und kommen dann wieder 
ins Spiel, wenn es um den Betrieb der Are-
na geht. Wir sind uns sicher, dass wir auf-
grund unserer Erfahrung, Expertise und 
den möglichen Synergieeffekten der ideale 
Betreiber der neuen Arena wären.

oa: Vielen Dank für das Gespräch, und 
 weiterhin viel Erfolg.
(Für olympiadorf aktuell führte das
Gespräch Henrik Vej-Nielsen.)
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Mountainbiker 

im Olympiapark

Der Olympiapark wird vielfältig ge-
nutzt: zum Spazierengehen, zum 
Picknicken im Sommer, zum Joggen, 
zum Fahrradfahren oder zum Tret-
boot fahren. Nicht immer konfliktfrei.

Im letzten Jahr entdeckten immer 
mehr Mountainbiker den Olympia-
berg als neuen Trainingsort. Die Ab-
fahrt vom Berg gefährdete aber die 
Fußgänger auf dem direkt angren-
zenden Fußgängerweg. Die Anwoh-
ner haben deshalb Unterschriften 
gesammelt und eine Petition beim 
Stadtrat eingereicht.

Nun ist die Antwort der Stadt da. 
Mountainbiken ist schon jetzt im 
Park – einer städtischen Grünanlage- 
verboten. Die Hauptabteilung Gar-
tenbau hat nach Einreichung der Pe-
tition 20 Schwerpunktkontrollen 
durchgeführt und Besucher befragt. 
Verstöße durch Mountainbiker stell-
ten nur Einzelfälle dar. Dennoch wird 
Handlungsbedarf gesehen, damit der 
Olympiaberg nicht weiter als Trai-
ningsort beworben wird und der 
Konflikt größer wird.

Was wird getan?

• Die Betreiber der Internetauf-
tritte, die den Olympiaberg als 
Mountainbike-Areal bewer-
ben, wurden abgemahnt. 
Wenn die Falschinformation 
nicht gelöscht wird, dann 
überlegt sich die Stadt weitere 
rechtliche Schritte.

• Auf Schildern wird auf das 
Verbot „Mountainbiken im 
Park“ hingewiesen.

• Es gibt weiterhin Sonderkon-
trollen.

• Bei zwei kritischen Stellen 
wurden inzwischen Stangen-
geländer eingebaut, um die 
Situation zu entschärfen. Hier 
ist eine Abfahrt nicht mehr 
möglich.

Als Alternative für Mountainbiker 
wird geprüft, ob an der Südseite ein 
kleiner Rundkurs entstehen kann. 

Ziel ist es, dass möglichst viele Men-
schen gemeinsam und konfliktfrei 
den Park nutzen können.

Ihre 

aus dem 
Stadtrat

Simone
Burger
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Seit 2013 bin ich Ihr Bundestagsabgeord-
neter für den Münchner Norden und kan-
didiere jetzt wieder.

Energiepolitik ist und bleibt mein persönli-
cher Schwerpunkt. Eines meiner größten 
Anliegen ist es, mich für eine bezahlbare, 

saubere und sichere 
Energieversorgung einzu-
setzen. 

Zusammen mit der SPD-
Bundestagsfraktion habe 
ich in den letzten vier 
Jahren große Anstrengun-
gen unternommen, den 
Ausbau der erneuerbaren 
Energien planbarer zu 
machen, den Netzausbau 
damit zu synchronisieren 
und die Rahmenbedin-
gungen des Marktes den 
neuen Strukturen anzu-
passen. 

Als nächstes müssen wir 
die Finanzierung auf eine 
sichere Grundlage stellen 
und die einzelnen Sekto-
ren Strom, Wärme und 
Verkehr besser verzah-
nen. Wir wollen weiter-
hin international 
Vorreiter sein und zei-
gen, dass Deutschland 
als Industrieland eine 
saubere Energieversor-
gung haben kann, ohne 
damit seine Wettbe-
werbsfähigkeit zu verlie-
ren.

Wir müssen aber auch 
die Fehler aus der Ver-
gangenheit korrigieren.

Das Gerichtsurteil zur Brennelementesteu-
er offenbart die Planlosigkeit der schwarz-
gelben Atompolitik in der Vergangenheit

Das Bundesverfassungsgericht hat Anfang 
Juni 2017 entschieden: Die Brennelemen-
testeuer, wie sie 2010 im Zuge der Lauf-
zeitverlängerungen von Schäuble erfunden 
wurde, war von Anfang an verfassungswid-
rig. Auf den Steuerzahler kommen damit 
Rückzahlungen an die Kernkraftwerksbe-
treiber von bis zu 7 Mrd. EUR zu. Das Ur-
teil offenbart, welches Chaos der 
Zick-Zack-Kurs von Schwarz-Gelb in der 
Atompolitik angerichtet hat und immer 
noch anrichtet.

Das Kernbrennstoffsteuergesetz stammt 
noch aus der Zeit vor dem Reaktorunfall 
von Fukushima. Die schwarz-gelbe Vor-
gängerregierung hatte damals den Atom-
konsens von 2002 aufgekündigt und eine 
Laufzeitverlängerung durchgesetzt, die den 
Energieversorgern üppige Erträge gebracht 
hätte. Im gleichen Atemzug erfand Schäu-
ble eine Steuer auf den Einsatz von Kern-
brennstoffen. Diese Steuer sollte eigentlich 
bis Ende 2016 an die 14 Mrd. EUR ein-
bringen. In der Realität kam durch die 
Steuer aber nicht einmal die Hälfte der er-
warteten Einnahmen zusammen.

Das Urteil offenbart nun zum einen gravie-
rende handwerkliche Mängel in Schäubles 
Gesetz. Zum anderen – und das ist noch 
problematischer – wirft es auch Jahre da-
nach ein Schlaglicht auf das Chaos, wel-
ches Union und FDP in der Atompolitik 
angerichtet haben. Die Steuer wurde näm-
lich 2010 mit dem Geschenk, der kurz 
darauf wieder einkassierten Laufzeitverlän-

gerungen, an die Atomkonzerne verknüpft. 
Damit der Bund zuständig war, klebte 
Schäuble das Label „Verbrauchssteuer“ auf 
das eigenwillige Konstrukt. Verbrauchssteu-
ern sind aber solche Abgaben, die auf den 
Endverbraucher umgelegt werden. Laut 
der damaligen Gesetzesbegründung war es 
den Atomkonzernen aber gerade "nur in 
geringem Umfang möglich", ihre Zusatz-
kosten auf die Endkunden abzuwälzen. 
Das Finanzministerium lieferte die Begrün-
dung für die Verfassungswidrigkeit des Ge-
setzes quasi im Gesetzestext selber mit!

Die entgangenen Einnahmen von bis zu 7 
Mrd. EUR aufgrund dieses schlampig ge-
machten Gesetzes darf das Finanzministe-
rium nun aber nicht einfach im laufenden 
Haushalt verstecken. Schäuble ist jetzt in 
der Pflicht, einen Gesetzentwurf vorzule-
gen, der den Einwänden des Bundesver-
fassungsgerichts Rechnung trägt und die 
Atomkonzerne an dieser Stelle nicht still-
schweigend aus der Pflicht entlässt.

Ihr SPD-Bundestagskandidat Florian Post schreibt:
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Im Februar 2017 teilte der damals amtie-
rende Landesvorsitzende Florian Pronold 
dem Landesvorstand mit, dass er auf eine 
erneute Kandidatur verzichten werde. Es 
war ein sehr günstiger Zeitpunkt mit dem 
Wechsel von Martin Schulz zum SPD- Vor-
sitzenden und Kanzlerkandidaten auch bei 

der BayernSPD eine Neuaufstellung einzu-
leiten. Florian Pronold schlug Natascha 
Kohnen als seine Nachfolgerin vor. 

Diese Entscheidung wurde nicht von allen 
innerhalb der BayernSPD gutgeheißen und 
um von Anfang an einen starken Rückhalt 

in der Partei zu haben, 
schlug Natascha Kohnen ei-
ne Mitgliederbefragung vor.

Die BayernSPD organisierte 
innerhalb kürzester Zeit ei-
ne Briefwahl für die ca. 
60.000 bayerischen SPD-
Mitglieder, um bis zum an-
stehenden Landesparteitag 
Ende Mai ein Meinungsbild 
zu erhalten. Zur Wahl des 
neuen Landesvorsitzenden 
stellten sich sechs Bewer-
ber: Uli Aschenbrenner, 

Klaus Barthel, Florian von Brunn, Markus 
Käser, Natascha Kohnen und Gregor 
Tschung.

Am 12. Mai wurde in München ausge-
zählt. 53,8 % der Mitglieder favorisierten 
Natascha Kohnen für das Amt der Landes-
vorsitzenden bei einer Wahlbeteiligung 
von fast 50 %.

Am Parteitag in Schweinfurt wurde Nata-
scha Kohnen von den 300 Delegierten mit 
88,3 % zur neuen Landesvorsitzenden ge-
wählt. Natascha Kohnen ist die dritte Frau 
nach Renate Schmidt und Lisa Albrecht an 
der Spitze der bayerischen Sozialdemokra-
tie.

Sie will sich für eine offene Gesellschaft 
einsetzen, den sozialen Zusammenhalt 
stärken sowie einen respektvollen Umgang 
miteinander pflegen.

Zitat: "Wir können als SPD unserem Land 
Vertrauen geben und Ängste nehmen. Die 
Kindergrundsicherung, die Familienarbeits-
zeit, die beitragsfreie Kita, 
eine landeseigene Wohn-
baugesellschaft, unbefriste-
te Jobs sind wichtige 
Bausteine auf diesem Weg. 
Es liegt jetzt an uns, aus 
diesen Steinen ein starkes 
Fundament der sozialen Si-
cherheit zu formen. Diesen 
Weg können wir nur ge-
meinsam mit den Men-
schen in unserem Land 
gehen."

Uli Grötsch wurde zum neuen Generalse-
kretär gewählt.

Natascha Kohnen
Foto: © Susie Knoll

Neue Spitze bei der Bayern SPD
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Meine Ziele
Ich will, dass alle in unserem Land die Chance 
auf ein gutes Leben haben. Deshalb wollen wir 
investieren – hier und jetzt und in die Zukunft 
unserer Kinder. Frieden und Wohlstand sichern 
wir nur gemeinsam – durch ein starkes Europa. 

Lasst uns unser Land gerechter machen, mutig 
die Zukunft gestalten und für ein besseres Europa 
kämpfen!

1. Gerechtigkeit
Deutschland ist ein starkes Land, das wirtschaft-
lich gut dasteht. Doch nicht überall geht es ge-
recht zu. Jeder soll die gleichen Chancen auf 
beste Bildung und Ausbildung, gute Jobs und ein 
würdevolles Leben im Alter haben. Ich kämpfe 
für eine Gesellschaft, in der die Menschen fürein-
ander da sind und in Frieden leben können.

2. Zukunft
Wir werden Geld in die Hand nehmen, damit 
auch unsere Kinder in einer gerechten Gesell-
schaft aufwachsen. Das ist unsere Verantwortung. 
Eine friedliche Zukunft mit einer sauberen Um-
welt, gute Bildung, sichere Jobs, Zeit für die Fa-

milie und eine verlässliche Rente. Mit 
ausreichend Raum für Kunst, Kultur 
und Sport. Wir können nur dauerhaft 
erfolgreich sein, wenn wir in eine fort-
schrittliche Wirtschaft und in For-
schung investieren.

3. Europa
In keiner Region auf der Welt leben 
Menschen so frei, demokratisch und 
sicher wie in Europa. Wir brauchen 
Europa als Friedensmacht. Ein Europa, 
das auf Abrüstung, Entspannung und 
auf die friedliche Lösung von Konflik-
ten setzt. Ein Europa, das Hunger und 
Armut in der Welt bekämpft und für 
eine gerechte Entwicklung und Men-
schenrechte weltweit eintritt. Aber Eu-
ropa ist nach außen nur dann stark, 
wenn wir zusammenhalten – als soli-
darische Gemeinschaft, in der es ge-

recht zugeht.

Anmerkung der Redaktion:
All die, die es genauer wissen wollen, z.B. wie das 
Steuerkonzept oder wie das Rentenkonzept aus-
sieht, können das vollständige Regierungspro-
gramm der SPD, das auf dem Bundesparteitag in 
Dortmund am 25.07.2017 einstimmig beschlos-
sen wurde, auch im Web unter 
spd.de/standpunkte/regierungsprogramm/ 
herunterladen.

Als junge Frau mit zwei kleinen 
Kindern machte ich mir – wie al-
le Mütter dies tun – Gedanken, 
wie meine Kinder in dieser Welt 
gut bestehen könnten. 

Anfangs der 60er Jahre des vori-
gen Jahrhunderts begann unter 
den jungen Leuten eine Auf-
bruchsstimmung, die ich als jun-
ge Mutter sehr gut fand. Wir 
waren der Meinung, wenn wir 
uns nur für mehr Gerechtigkeit, 
für mehr Freiheit oder für Frau-
enrechte engagierten, machen 
wir die Welt besser. Und wir wa-
ren sehr positiv gestimmt. Im 
Sommer 1969 trat ich der SPD 
bei und war bald in den ver-
schiedenen Gremien, vor allem 
im Bildungsbereich, tätig. Wir 
gründeten mit ein paar engagier-
ten Genossinnen und Genossen 
einen Kindergarten, dessen frei-
heitliche Kriterien wir in vielen 
Sitzungen diskutierten. Dieser 
Kindergarten besteht noch heu-
te. (Ob das Konzept verändert 
wurde, entzieht sich meiner 
Kenntnis).

In den darauf folgenden Jahren 
widmete ich mich intensiv mei-
nem Studium, das ich auf dem 
sogenannten zweiten Bildungs-
weg durchzog.

Aber geblieben ist bei mir die 
Grundeinstellung, dass man 
durch Engagement gegen Unge-
rechtigkeit und für ein gutes Zu-
sammenleben ohne Vorurteile 
kämpfen soll.

In den letzten Jahrzehnten stellte 
ich fest, dass die junge Generati-
on, die jetzt unser Sauerteig sein 
sollte, ziemlich resigniert und 
unpolitisch lebte und kaum zur 
Wahl ging. Das machte mich ein 
wenig fassungslos.

Allerdings stelle ich durch viele 
Gespräche mit jungen Menschen 
fest, dass sie sich wieder mehr 
engagieren möchten, um eine 
gerechtere Welt zu schaffen. 
Und ich bin der Meinung, dass 
die einschneidenden Vorkomm-
nisse im vergangenen Jahr, wie 
Brexit, der neue amerikanische 
Präsident und die Zunahme der 
diktatorischen Regierungen in 
Europa, auf die jungen Leute 
großen Einfluss haben. Sie wol-
len unsere freiheitliche Demo-
kratie erhalten und verbessern 
und setzen sich für die Europäi-
sche Union in ihrer derzeitigen 
Ausprägung ein. Das lässt mich 
hoffen.

Uta Strey

Politischer Aufbruch der Jugend ?

Martin Schulz - Höchste Zeit für mehr Gerechtigkeit !

Foto: Susie Knoll
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Warum wir eingetreten sind

Ich, Johannes Erdlen, bin der SPD 
beigetreten, weil wir uns in 
Deutschland aktuell in einer Si-
tuation befinden, in der sehr stark 
polarisiert wird und einige rechts-
populistische Parteien an Zulauf 
gewinnen. Dies beunruhigt mich, 
da ich solche Tendenzen grund-
sätzlich als demokratieschädigend 
wahrnehme.

Mein Beitritt in die SPD basiert 
somit auf dem Im-
puls, aktiv am poli-
tischen Geschehen 
teilzuhaben und 
darüber hinaus 
einen proaktiv-ge-
stalterischen politi-
schen Beitrag zu 
leisten.

Meiner Meinung 
nach braucht 
Deutschland genau 
jetzt viel mehr akti-
ve Beteiligung, 
auch von jungen 
 Menschen, die ebenfalls bereit 
sind, ein Stück Verantwortung für 
die Gestaltung der deutschen 
und internationalen Demokratie 
zu übernehmen. Nur dadurch 
kann die pluralistische Meinungs-
freiheit erhalten bleiben.

Die Nominierung von Martin 
Schulz als Kanzlerkandidat war 
für mich ausschlaggebend für den 

Parteibeitritt, weil er über lang-
jährige Erfahrung der Deutsch-
land- und der Europapolitik 
verfügt. Dies macht ihn für mich 
zu einer sehr kompetenten Per-
sönlichkeit, welcher ich gerne 
bereit bin, ihr meinen Vertrau-
ensvorschuss zu geben. Mein En-
gagement in der SPD, der Partei 
der Mitte, ist mein persönlicher, 
kleiner Beitrag für soziale Ge-
rechtigkeit und den Erhalt des 
Miteinanders in diesem Land.

An programmati-
schen Inhalten hat 
mich die SPD sehr 
im Bereich Bildung 
überzeugt, und ich 
bin davon über-
zeugt, dass weitere 
Investitionen in 
Bildung absolut 
notwendig und 
sinnvoll sind. Dies 
insbesondere vor 
dem Hintergrund 
der zügig voran-
schreitenden Digi-

talisierung und den damit 
einhergehenden Veränderungen, 
was Arbeitsanforderungen und 
Know-How angeht. Nicht nur um 
wettbewerbsfähig zu bleiben, 
sondern eben auch, um das so-
ziale Miteinander innerhalb der 
Gesellschaft zu erhalten.

Johannes Erdlen

Ich, Max Berger, hatte mir schon 
länger überlegt, in die SPD ein-
zutreten, doch war ich mir nie 
ganz sicher. Der Ruck, der durch 
die Kanzlerkandidatur von Mar-
tin Schulz durch die Partei ging, 
hat dann jedoch auch mich 
wachgerüttelt. Ich verfolgte die 
Aufbruchsstimmung, die sich in 
der SPD breitmachte, mit großer 
Anteilnahme und entschied, dass 
jetzt der passende Moment für 
einen Eintritt gekommen war. 
Das Programm der 
SPD stellt für mich 
vor allem in Hin-
blick auf die 
Wahlen im Sep-
tember eine echte 
Alternative dar. In-
vestitionen in die 
Zukunft, anstatt 
unbedeutender 
Steuergeschenke, 
gebührenfreie Bil-
dung von der 
Grundschule bis 
zur Uni oder Ren-
tenerhalt, anstatt 
Absenken des Rentenniveaus, 
und arbeiten bis 70, sind nur ei-
nige Punkte,die die SPD vertritt 
und für die auch ich mich ein-
setzen will. 

Ich bin froh, dass die SPD, zu 
der ich nun „meine Partei“ sagen 
kann, sich klar und deutlich für 
Europa ausspricht. Denn meiner 
Ansicht nach können wir nur in 

einer starken Europäischen Uni-
on die Herausforderungen einer 
globalen Zukunft meistern. Und 
dafür muss die europäische Idee, 
die dem Kontinent die längste 
Friedensphase überhaupt ermög-
licht hat, gegen ihre Feinde ver-
teidigt werden. Damit meine ich 
vor allem den Kampf gegen 
Rechtsextremismus und die 
„neuen“ populistischen Anti-EU 
Parteien, die diese Idee des Frie-
dens und der Solidarität zerstö-

ren und sich in 
nationale Engstir-
nigkeit zurückzie-
hen wollen. 
Deshalb bin ich 
stolz darauf, Teil 
einer Partei gewor-
den zu sein, die 
sich in ihrer 153-
jährigen Tradition 
immer dem Kampf 
gegen Rassismus, 
Nationalismus und 
Faschismus ver-
schrieben hat.

Die SPD ist meiner Ansicht nach 
auch die Partei, die die hart ar-
beitenden Normalverdiener der 
Mittelschicht wählen müssen, 
um ihre Stellung zu halten und 
zu verbessern. Umverteilung ist 
hier das Schlüsselwort. Eine ge-
rechte Umverteilung von oben 
nach unten, mit einer stärkeren 
Besteuerung von Spitzenverdie-
nern, ist essentiell für eine Zu-

kunft, die sich nicht einem 
Haifischkapitalismus hingibt. 
Gleichwohl müssen die Großun-
ternehmen, die ihre zu zahlen-
den Steuerbeträge am Fiskus 
vorbeischleusen, zur Kasse gebe-
ten werden. Eine erneute neoli-
berale schwarz-gelbe Koalition 
würde die Ungerechtigkeit, die 
in diesen Punkten momentan in 
unserem Land herrscht, noch 
weiter ausbauen. Man sieht es 
aktuell z.B. am Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zur 
Brennelementsteuer: Eine Koali-
tion aus CDU/CSU und FDP 
bringt nicht nur besonders unge-
rechte Deals auf den Weg, son-
dern muss sich auch 
Politikversagen attestieren lassen.

Dies sind einige der Gründe, die 
mich dazu bewegten, in die SPD 
einzutreten und mich aktiv am 
politischen Prozess zu beteiligen. 
Jedem, der vielleicht wie ich 
überlegt, in die SPD einzutreten, 
sich aber noch nicht sicher ist, 
kann ich nur raten: Tu es! Denn 
abseits von den Positionen und 
Inhaltspunkten, die man mit ei-
ner Parteizugehörigkeit unter-
stützt, macht die Arbeit in den 
Ortsvereinen auch ungemein 
Spaß.

In diesem Sinne; Freundschaft!

Max Berger

Der SPD-Ortsverein boomt !Martin Schulz - Höchste Zeit für mehr Gerechtigkeit ! Dieses Jahr gibt es schon 6 neue Mitglieder in unserem SPD-Ortsverein. Die steigende Zahl der 
Neueintritte in die SPD erfreut uns und wir fragen uns natürlich auch, was diese  Eintritte 
ausgelöst hat. Die Antwort darauf geben zwei unserer Neumitglieder:
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Ärztemangel im Dorf ?

Zwei Praxen von niedergelassenen All-
gemeinärzten im Olympischen Dorf 
schlossen am 1. Januar 2017, nämlich 
die Praxis von Frau Kühnemann und die 
von Herrn Dr. Fürstenberger. 

Die beiden Praxen haben sich die letzten 
zwei Jahre sehr bemüht, Nachfolger zu fin-
den, was sich als erfolglos herausgestellt hat.

Nun mussten sich viele Patienten überlegen, 
zu welchen Ärzten sie nun wech-
seln sollten. Es kamen viele Ge-
rüchte auf, z.B. dass der Arzt 
Reinhard Zebhauser einen Auf-
nahmestopp habe. Um der Si-
tuation der Ärzteknappheit im 
Olympischen Dorf auf den 
Grund zu gehen, habe ich mit 
ihm gesprochen.

Zunächst bedauerte Herr Zebhauser, dass 
die im Dorf allgemeinmedizinisch tätigen 
Ärzte zu wenig - oft gar keine - Kommuni-
kation untereinander pflegen. So konnte es 
passieren, dass zwei Allgemeinärzte zum 
selben Zeitpunkt aufhörten.

Zebhauser telefonierte mit der kassenärzli-
chen Vereinigung, um die prekäre Situation 
über den Wegfall zweier Ärzte im Olympi-
schen Dorf darzustellen. Er bekam zur Ant-
wort, dass München ärztlich überversorgt 

sei (140%) und man den Menschen 
im Dorf zumuten könne, mit der U-
Bahn zu einer Praxis mit mehr Kapa-
zität in einen anderen Stadtteil zu 
fahren.

Im Januar 2017 hatte die Praxis Zeb-
hauser extrem viele Aufnahmen. (Es 
gab aber nie einen Aufnahmestopp!) 
 Er hat im Moment 3 lange Tage in der 
Woche, an denen er 13 Stunden oh-
ne Pause Patienten behandelt. Um 
einen Termin zu bekommen, ist für 
neue Patienten eine Wartezeit von 4 

Wochen die Regel.

Er ist jetzt der einzige Kardiologe im Olym-
pischen Dorf, nachdem ein Kollege vor ei-
niger Zeit den in Ruhestand gegangen ist.

Da Zebhauser mit der derzeitigen Situation 
absolut unzufrieden ist, hat er eine Zulas-
sung beim Gericht auf kardiologische 
Grundversorgung in seiner Praxis gestellt. 
Dies wurde abgelehnt. Rechtlich sei einem 
Patienten eine Wartezeit von 8 Wochen, ei-

ne Fahrtstrecke zum Arzt von 25 km und ei-
ne Fahrzeit von einer Stunde zuzumuten.

Ein niedergelassener Arzt braucht einen 
„Ärztesitz“. Diesen Ärztesitz kann man ver-
kaufen, was Frau Kühnemann schon vor ei-
niger Zeit getan hat. In ihrer Praxis ist nun 
eine Nachfolgerin, die einen Ärztesitz hat 
und alles tut, um die medizinische Versor-
gung in der Praxis weiter gut zu gewährleis-
ten. Nach meinen Recherchen sind die 
Patienten sehr zufrieden. Es muss noch ge-
klärt werden, ob die Kassenärztliche Verei-
nigung diese Praxis weiter genehmigt. Wir 
hoffen, dass die Verhandlungen Erfolg ha-
ben und diese Praxis nicht auch noch ganz 
geschlossen werden muss.

Anmerkung der Redaktion: Im Jahr 2015 
gab es in München durchschnittlich etwa 
400 Einwohner pro Arztpraxis, dagegen 
gab es in unserem Stadtbezirk 11 (Mil-
bertshofen – Am Hart) über 1400 Einwoh-
ner pro Praxis! (Quelle: Statistisches Amt 

München)

Damit hat unser Bezirk im Vergleich 
zu allen 25 Bezirken in München die 
weitaus schlechteste Ärzteversorgung 
und ist von einer „Überversorgung“ 
Lichtjahre entfernt. 

Für das Dorf liegen uns keine Zahlen 
vor, aber wir haben weit über 6000 

Einwohner, nun rechnen Sie selbst. 

Uta Strey
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Für eine vernünftige 
(kinder-) ärztliche Versorgung

"Ich habe als 
neue 

gesun dheitspolitische 
Sprecherin der Landtags-SPD den 
Ärztemangel im Blick:"

Unsere Landtagsabgeordnete Ruth Waldmann 
hat als neue gesundheitspolitische Sprecherin 
der Landtags-SPD den Arztmangel im Blick:

Im kinderreichen Münchner Norden gibt es 
über 8.000 Kinder, aber nur zwei Kinderärzte. 
Die Folge: überlastete Ärzte, lange Wartezei-
ten und weite Wegstrecken für Eltern und ihre 
erkrankten Kinder, sowie volle Notfallambu-
lanzen. 

Um diesem Missstand entgegenzuwirken, ha-
be ich als neue gesundheitspolitische Spre-
cherin der SPD-Fraktion einen Antrag in den 
Landtag eingebracht – mit Erfolg. Die Staatsre-
gierung muss nun berichten, wie es um den 
ärztlichen Nachwuchs bestellt ist und wie eine 
bedarfsgerechte Versorgung aussehen soll – 
flächendeckend in Stadt und Land. Schließlich 
soll sie auch bundespolitisch Einfluss nehmen, 
um dem Kinderarztmangel entgegenzuwirken.

Das Problem: Die Bedarfsplanung zur ärztli-
chen Versorgung gibt vor, wie viele Ärztinnen 
und Ärzte in einer Region vorhanden sein 
müssen, um eine ausreichende Versorgung si-
cherzustellen. Nach derzeitiger Bedarfspla-
nungsrichtlinie ist München nicht 
unterversorgt. Das hängt damit zusam-
men, dass die ganze Stadt eine Pla-
nungsregion ist – die Mediziner sind 
nicht festgelegt, wo in München sie sich 
niederlassen. Deshalb haben wir gut si-

tuierte überversorgte Viertel und sozial schwä-
chere mit akutem (Kinder-) arztmangel, 
obwohl dort die meisten Kinder wohnen.

Um die Bedarfsplanung zu reformieren, hat 
der Bundesgesetzgeber den zuständigen 
 Gemeinsamen Bundesausschuss beauftragt, 
die Bedarfsplanungsrichtlinie zu überarbeiten. 
Dabei sollen Anpassungen für eine bedarfsge-
rechte Versorgung – nach Prüfung der Verhält-
niszahlen und unter Berücksichtigung einer 
möglichen kleinräumigen Planung – getroffen 
werden. Die Anpassung soll auch die Sozial- 
und Morbiditätsstruktur der Bevölkerung be-
rücksichtigen. Derzeit läuft ein Gutachten, wie 
dies geschehen kann. 

Wir wollen  als SPD all unsere landespoliti-
schen Möglichkeiten nutzen, um Verbesserun-
gen herbeizuführen. Hier ist politischer Druck 
nötig und unser Antrag ist ein Schritt in Rich-
tung einer besseren (kinder-)ärztlichen Versor-
gung. Die Regierung hat damit nun auch 
anerkannt, dass etwas schief läuft und drin-
gender Handlungsbedarf besteht. Wir werden 
nicht locker lassen, denn erkrankte Kinder 
müssen wohnortnah behandelt werden und 
nicht erst lange mit der U-Bahn fahren müs-
sen. Es ist auch keine Lösung, den betroffenen 
ÄrztInnen auf Dauer zuzumuten, am Rande 
der Belastungsgrenze zu arbeiten und ihnen 
die Verantwortung zuzuschieben. 

aus dem LandtagRuth Waldmann

SPD
IM MÜNCHNER
OLYMPIADORF
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Am 06. April 2017 fand im forum 
2 eine Informations- und Diskus-
sionsveranstaltung mit der SPD-

Europaabgeordneten Maria 
Noichl statt. Zu erleben war eine 
erfrischend offene, sehr authenti-

sche Politikerin, die für die euro-
päische Idee brennt. Sie erläuterte 
die Zuständigkeiten und die Ar-

beitsweise des Europaparlaments, 
das Zusammenspiel des Parla-
ments mit den übrigen EU-Orga-

nen, 
die Be-
sonder-
heiten 
der 
Frakti-
onsbil-

dung und die Möglichkeit des 
Zusammenschlusses in interfrak-
tionellen Arbeitsgruppen zu Spe-

zialthemen. Maria Noichl 
sprach auch deutlich die 
Schwächen der EU in ihrer 
aktuellen Verfasstheit an, 
ihre Demokratiedefizite, 
die nur sehr punktuelle öf-
fentliche Aufmerksamkeit 
für die europäische Politik, 
sowie das Problem der EU, 
die Wirkungen ihrer Aktivi-
täten sichtbar und transpa-
rent zu kommunizieren. 

So heften nationale Politi-
ker EU-geförderte Projekte 
gern ausschließlich ans ei-
gene Revers, während bei 
Versagen der nationalen 
Politik und Verwaltung die 
EU mit ihren Regulierun-
gen als Sündenbock her-
halten muss.

Zu alldem gab Maria Noichl an-
schauliche Beispiele aus der poli-
tischen Praxis. 

Es folgte eine lebhafte Diskussion 
über die vielfältigen Aspekte der 
Europapolitik. Die Moderation 
hatte Ruth Waldmann, SPD-Land-
tagsabgeordnete.

Weichenstellung für Europa 2017

10

Donald Trump hat bislang 
Martin Schulz weder beleidigt 
noch bedroht - das kann ja 
noch kommen. Es war Silvio 
Berlusconi, der sich über die 
beständigen Vorhaltungen 
von Martin Schulz im Europa-
parlament  aufgeregt hatte 
und diesen letztlich mit bösen 
Vergleichen beleidigen wollte. 
Aber das hat man in Europa 
dann schnell mitbekommen - 
dieser Schulz ist nicht so ein-
fach klein zu kriegen - den 
könnte man glatt zum Präsi-
denten wählen. Dies haben 
die vereinten konservativen 
Kräfte in Europa dann doch 
verhindert.

Als nach der Ankündigung 
von Martin Schulz, neuer 
Kanzler werden  zu wollen, 
eine Welle der Euphorie 
durchs Land wehte, haben 
sich wiederum die Konserva-
tiven beeilt, ihn zurecht zu 
stutzen. 

Seine Absicht, falsche Wei-
chenstellungen der Vergan-
genheit, z.B. in der AGENDA 
2010, in Richtung mehr Ge-
rechtigkeit umzulenken, wur-
den als Rolle rückwärts 
verhöhnt. Man kreidete ihm 

Dientsfahrten-Abrechnungen 
von Mitarbeitern und sein 
Einsetzen für Beförderungen 
an. Als das alles nicht viel half, 
versuchte man es mit Ironie: 
man zeigte ihn mit Heiligen-
schein - Schulz übe jetzt  auf 
dem Wasser zu gehen.

Nein das kann er nicht - auch 
ein Sankt Martin ist Schulz 
nicht, wie es sein komplexer 
Lebensweg aufzeigt.

Grotesk wurde der Vorwurf 
„der kann ja nur Europa“. Ist 
es doch eigentlich das Gebot 
der Stunde, bei Brexit, trans-
atlantischem Unsinn, macht-
geilen Rechts-Populisten, 
jemanden zu haben, der es 
kann, Europa  neu zu erfin-
den es demokratischer und 
gerechter zu machen.

Höchste Zeit für Gerechtigkeit 
hat sich Martin Schulz auf die 
Fahne geschrieben. Martin 
Schulz will faire Löhne, siche-
re Rente und die Situation der 
Menschen  verbessern, die 
sich vom Kümmern um ihre 
Kinder und zunehmend auch 
um ihre Eltern überfordert 
fühlen.

Jochen Erdmann

Martin Schulz, kann er nur Europa ???

Maria Noichl und Ruth Waldmann

SPD
IM MÜNCHNER
OLYMPIADORF
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ZHS-Neubau der TU München -
Zugang für Benutzer und Zufahrt für 
Fahrzeuge
Während der Sitzung des Bezirksausschus-
ses 11 – Milbertshofen/Am Hart am 10. 
Mai 2017 wurde über einen Antrag disku-
tiert, der sich mit der Verkehrsanbindung 
während und nach 
dem Neubau der Fa-
kultät für Sport- und 
Gesundheitswissen-
schaften der TU 
München in der ZHS 
befasst. Der Entwurf 
des Antrages wurde 
von der Fraktionsge-
meinschaft Freie 
Wähler / ÖDP in den 
Bezirksausschuss 11 
eingebracht. Er be-
fasst sich sowohl mit 
dem Fußgänger- und 
Radverkehr, als auch 
mit dem Öffentli-
chen Nahverkehr 
und dem Kfz-Verkehr 
von und zur Fakultät. 

Der Antrag sieht vor, 
dass die derzeitige 
provisorische Rampe 
zwischen Kusociński-
damm und Connollystraße, in Abstimmung 
zwischen dem Freistaat Bayern und der 
Landeshauptstadt München, so umgestal-
tet wird, dass sie als Dauerlösung von Rad-
fahrern und Fußgängern genutzt werden 
kann.

Außerdem 
wird im 
Antrag ge-
fordert, 
dass bereits 
der Bau-

stellenverkehr während des Neubaus und 

danach der gesamte PKW- und LKW-
Verkehr nicht über die schmale und 
kurvenreiche Connollystraße, sondern 
ausschließlich über die südliche Zufahrt im 
Umgriff des Werner-Seelenbinder-Wegs 
abgewickelt werden soll.

Obwohl die SPD-Fraktion dem An-
trag im zuständigen Unterausschuss 
(UA) Bau/Umwelt bereits Zustim-
mung signalisierte, kam es nicht zu 
einer einmütigen Haltung der im 
UA vertretenen Parteien. Somit wur-
de der Entwurf für den Antrag auch 

in der BA-Sit-
zung rege disku-
tiert. Bei der 
nachfolgenden 
Abstimmung 
wurde der An-
trag von den 
Fraktionen der 
SPD und der 
Grünen und der 
Fraktionsge-
meinschaft Freie 
Wähler / ÖDP 
mehrheitlich 
beschlossen. 
Die Fraktion der 
CSU und einige 
FDP-Abgeord-
nete stimmten 
dagegen.

Stefan Wasner

Stefan Wasner aus dem Bezirksausschuss 11

Architektenmodell für die Neugestaltung des TUM-Campus
Foto: Andreas Heddergott/TUM
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Liebe Leserinnen und Leser,

bereits in der letzten Ausgabe von „olympiadorf 
aktuell“ hatte ich Ihnen über die ersten Überle-
gungen und Pläne eines Olympia-Museums be-
richtet und versprochen, Sie über den weiteren 
Verlauf zu informieren. Ich freue mich, dass ich 
bereits ein halbes Jahr später Neues berichten 
kann.

Das Museum soll die Geschichte der für Mün-
chen so prägenden Olympischen Spiele von 
1972 erzählen. Dabei soll der Fokus nicht nur 
auf den  Wettkämpfen, den Goldmedaillen und 
den sportlichen Hintergründen liegen, sondern 
die Geschichte des Olympiaparks in einem weit 
darüber hinaus gehenden größeren Kontext dar-
stellen. So sollen zum Beispiel die Entstehung 
und Architektur des Olympiaparks, aber auch 
das politische und soziale Umfeld der damali-
gen Zeit sowie der Einfluss auf die Stadtge-
schichte und die Stadtentwicklung, gezeigt 
werden.

Im April 2017 hat der Stadtrat nun auf Antrag 
der SPD-Fraktion der Errichtung eines Olympia-
Museums grundsätzlich zugestimmt und eine 
sogenannte Machbarkeitsstudie in Auftrag gege-
ben. Der Startschuss – um in der Sprache des 
Sportes zu bleiben – ist also gefallen.

Ein Großteil der Ausstellungsflächen des Olym-
pia-Museums könnte im Olympia-Turm unter-
gebracht werden, in luftiger Höhe, etwa 150 
Meter über dem Park und direkt unter der Aus-
sichtsplattform und dem Drehrestaurant. Dort 

befindet sich ein zweiter Betonkorb, dessen 
Räume bisher ausschließlich für Funk- und Fern-
sehtechnik verwendet wurden. Die heutige 
Technik benötigt aber nur noch die Hälfte des 
vorhanden Platzes, so dass ca. 250 Quadratme-
ter für das geplante Olympia-Museum abgetre-
ten werden könnten.

Das Ganze würde gleichzeitig mit den notwen-
dig gewordenen Sanierungsarbeiten am Olym-
pia-Turm umgesetzt werden. Hier sind neue 
Brandschutzmaßnahmen ebenso notwendig wie 
etwa die Sanierung des Aufzuges, der Restau-
rantküche und der Kühltechnik. Bis zur Sanie-
rung ist zwar noch Zeit – geplant ist 2024 – 
aber weil bei einer Umsetzung der Museums-
Pläne auch entsprechende Brandschutzmaß-
nahmen und Auswirkungen auf Haustechnik 
und Gebäudesicherheit berücksichtigt werden 
müssten, ist es notwendig, vorher die generelle 
Machbarkeit zu prüfen, um die Ergebnisse in die 
Planungen einfließen zu lassen.

Selbstverständlich werde ich Sie über die Ergeb-
nisse der Machbarkeitsstudie und das weitere 
Vorgehen informieren. Wahrscheinlich nicht 
gleich in der kommenden Ausgabe, aber in ei-
ner der nächsten Ausgaben ganz sicher.

Bis dahin wünsche ich Ihnen eine schöne Zeit in 
unserem geliebten Olympiadorf und verbleibe 
mit freundlichen Grüßen

Ihre

Der SPD-Ortsverein Olym-
piadorf hat entschieden, bei 
den Bundestagswahlen inner-
halb des Olympiadorfs keine 
Plakatständer aufzustellen.

Nein, wir sind nicht zu faul, 
um zu plakatieren!

Nein, wir sind auch nicht so 
überheblich zu glauben, wir 
hätten es nicht nötig!

Wir meinen, die meisten Be-
wohnerinnen und Bewohner 
im Olympiadorf informieren 
sich auf vielfältige Weise 
über die Inhalte, Schwer-
punkte und Personen der 
Parteien, am wenigsten wohl 
über Plakate. Die SPD vor 
Ort steht an den Informati-
onsständen und bei vielen 
öffentlichen Veranstaltungen 
den Nachbarinnen und 
Nachbarn als Ansprechpart-
nerin zur Verfügung. In 
olympiadorf aktuell infor-
mieren wir Sie über Themen 
aus dem Dorf, dem Bezirks-
ausschuss, dem Stadtrat, 
dem Landtag. Auf unserer 
Web-Seite spdolympiadorf.de 
 können Sie die aktuellen Ter-

mine und einiges aus unserer 
Parteiarbeit erfahren. 

Und nicht zuletzt: Wir kom-
men mit unserer Entschei-
dung einem Wunsch der EIG 
nach, die Medialinie, Bäume 
und andere Ankerpunkte für 
Plakatständer zu verschonen. 

Besser so, als 
mit Plakaten
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Unsere
Bürgermeisterin

Christine Strobl
aus dem Rathaus

SPD
IM MÜNCHNER
OLYMPIADORF

Die SPD Olympiadorf verzichtet auf 
Plakatständer innerhalb des Dorfes




